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Verbucht ein Unter-
nehmen Verwal-

tungsratshonorare, 
werden diese dem 

VR aufgerechnet 

 
Ein Steuerpflichtiger klagte 

vor Bundesgericht gegen 

die Steuerbehörde. Sie be-

rechneten ihm Einkünfte 

als Verwaltungsrat basie-

rend auf der Erfolgsrech-

nung eines Unternehmens, 

bei der er als einziger als 

Verwaltungsrat aufgeführt 

war und das Konto VR-

Honorar Fr. 150'000.- auf-

wies. 

Der Steuerpflichtige argu-

mentierte, er sei aus dem 

Verwaltungsrat ausgetre-

ten, habe aber vergessen, 

das Handelsregister zu in-

formieren. 

Das Bundesgericht liess die 

Argumentation nicht zu, 

vor allem, weil der Kla-

gende die Jahresrechnung 

des Unternehmens noch 

unterschrieben hat. 

(Quelle: BGE 2C_331 

/2017 vom 6.4.17) � 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fristlose Kündigung 
wegen Besuch von 

Porno-Sites recht-
mässig 
 
Das Bundesgericht hat ent-

scheiden, dass die fristlose 

Kündigung eines SBB An-

gestellten auch nach 22 

Jahren untadeliger Arbeit 

gerechtfertigt ist. Der Mit-

arbeiter surfte während 17 

Arbeitstagen mehr als 80 

Stunden auf Porno-Seiten, 

z.T. mit strafrechtsrelevan-

ten Inhalten. (Quelle: BGE 

8C_79/2016) � 

 
Retrozessionen ver-

jähren erst nach 10 
Jahren 
 
Das Bundesgericht hat in 

seinem Urteil vom Juni 

2017 entscheiden, dass der 

Anspruch des Auftragge-

bers auf Herausgabe von 

Retrozessionen, die dem 

Beauftragten von Dritten 

zugeflossen sind, einer 

Verjährungsfrist von zehn 

Jahren unterliegen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Verjährung beginnt für 

jede einzelne Retrozession 

an dem Tag zu laufen, an 

dem sie der Beauftragte er-

halten hat. 

Banken und die Lehre ha-

ben jahrelang behauptet, 

die Verjährung liege bei 5 

Jahren. Diese Behauptung 

hat das Bundesgericht nun 

widerlegt. 

Das Urteil hat grosse finan-

zielle Konsequenzen, da 

viele Banken und Vermö-

gensverwalter frühestens 

ab 2008/2009 damit be-

gannen, rechtsgültige Ver-

zichtsklauseln in ihren Ver-

tragswerken aufzunehmen. 

Aus diesem Grund müssen 

auch Vergütungen für die 

Jahre 2006 bis 

2008/2009 in den meis-

ten Fällen herausgegeben 

werden. 

Es empfiehlt sich, ein Aus-

kunftsbegehren für eine 

Abrechnung an die Bank zu 

stellen, auf der alle einbe-

haltenen Vergütungen auf-

gelistet sind. Die Abrech-

nung muss innerhalb von 

30 Tagen erstellt  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
werden. Anschliessend 

kann die Forderung der 

Bank gegenüber einge-

reicht werden. (BGE 

4A_508/2016 vom 16. Juni 

2017) � 

 
Verkürzte Karenz-
zeit wegen Fran-

kenstärke wird wei-
tergeführt 
 
Die verkürzte Karenzzeit 

beim Bezug für Kurzar-

beitsentschädigung wird 

bis Ende 2018 weiterge-

führt. Dies hat der Bundes-

rat entschieden, um die 

von der Frankenstärke 

stark herausgeforderten 

Unternehmen zu entlasten. 

Nicht erneuert wird die 

Verlängerung der Höchst-

bezugsdauer von Kurzar-

beitsentschädigung von 12 

auf 18 Monate. (Quelle: 

Eidg. Departement für 

Wirtschaft, Bildung und 

Forschung) � 

 

Energiestrategie 
2050 mit steuerli-

chen Auswirkungen 
 
Die Annahme der Volksini-

tiative zur Energiestrategie 

2050 zeigt erste Konse-

quenzen bei der Planung 

von Investitionen in Lie-

genschaften. In Zukunft 

können Aufwendungen für 

energetische und wertver-

mehrende Massnahmen  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
auf bis zu zwei weitere 

Steuerperioden verteilt 

werden, sofern diese in der 

aktuellen Steuerperiode 

nicht vollständig berück-

sichtigt werden können. 

Wird ein Gebäude abgeris-

sen und durch einen ener-

getisch besseren Neubau 

ersetzt, können die Ab-

bruchkosten den energeti-

schen Massnahmen gleich-

gestellt werden. Dies führt 

auch im Bereich des Er-

satzneubaus zu grösseren 

Anreizen. 

Die Kantone müssen inner-

halb von zwei Jahren ihre 

Steuergesetze dement-

sprechend anpassen. 

Deshalb macht es Sinn, 

künftige Energiesparmass-

nahmen im Licht der neuen 

steuerlichen Vorteile des 

Energiegesetzes zu planen. 
� 

 
Keine zusätzlichen 

steuerlichen Ab-
züge für behinderte 

Personen  
 

Das Bundesgericht hatte zu 

entscheiden, ob Abzüge für 

Drucker, Mobiltelefon, 

Computer und Zeitschrif-

ten als behindertengerecht 

gelten und steuerlich ab-

ziehbar sind.  

Es entschied, dass solche 

Kosten in keinem Zusam- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
menhang mit der Behinde-

rung stehen und deshalb 

nicht zum Abzug zugelas-

sen sind. Die Kosten für 

Computer, Drucker, Mobil-

telefon und Zeitschriften 

gelten auch bei einer be-

hinderten Person als Le-

benshaltungskosten. 

(Quelle: BGE 2C_118/ 

2016 vom 2.2.2017) � 

 
Keine Auskunfts-

pflicht über Finan-
zen nach Scheidung 
 
Gemäss Zivilgesetzbuch ist 

jeder Ehegatte berechtigt, 

«vom andern Auskunft 

über dessen Einkommen, 

Vermögen und Schulden zu 

verlangen». Ein geschiede-

ner Ehegatte wollte zwei 

Jahre nach der Scheidung 

Auskunft über das Einkom-

men der Ex-Ehefrau. 

Das Bundesgericht ent-

schied: Das Recht auf Aus-

kunft nach der Scheidung 

gibt es nicht. (Quelle: BGE 

5A_295/2016 vom 

23.2.2017) � 

 
Ehepaare brauchen 

auch einen Vorsor-

geauftrag 
 
Ehepaare haben unterei-

nander oft Vollmachten für 

Bankkonten und gehen da-

von aus, dass sie ihren  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Partner vertreten können, 

wenn er handlungsunfähig 

wird. 

Zu beachten ist dabei, dass 

eine Vollmacht dort üblich 

ist, wo sich eine hand-

lungsfähige Person durch 

einen Dritten vertreten las-

sen möchte.  Die Vollmacht 

ist in der Regel nur solange 

wirksam, als der Auftrag-

geber selber urteilsfähig 

ist. Wird er dauernd urteils-

unfähig, ist die Vollmacht 

nicht mehr gültig. 

Deshalb ist der Vorsorge-

auftrag auch für Ehepaare 

nötig. Mit einem Vorsorge-

auftrag kann eine hand-

lungsfähige Person für den 

Fall ihrer dauernden Ur-

teilsunfähigkeit eine an-

dere Person beauftragen, 

die Personen-und Vermö-

genssorge zu übernehmen 

sowie sie im Rechtsverkehr 

zu vertreten.  

Ohne Vorsorgeauftrag kön-

nen Ehegatten den urteils-

unfähig gewordenen Part-

ner nur in alltäglichen fi-

nanziellen Angelegenhei-

ten vertreten. Unter alltäg-

lich versteht man z.B. das 

Bezahlen der Miete und an-

dere übliche Rechnungen. 

Geht es um grössere Ge-

schäfte wie die Verwaltung 

eines Wertschriftendepots 

oder den Kauf/Verkauf ei-

ner Liegenschaft, genügt 

die Vollmacht nicht mehr. 

Da greift die Kindes- und 

Erwachsenenschutzbe-

hörde (KESB) ein. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Liegt kein Vorsorgeauftrag 

vor, ergreift die KESB von 

Amtes wegen Massnahmen 

und wird der handlungsun-

fähigen Personen einen 

Beistand beistellen, der der 

KESB regelmässig Bericht 

erstattet. 

 
Verzugszins unter-

liegt nicht der 
Mehrwertsteuer 
 
Verzugszinsen bei Mahnun-

gen unterliegen nicht der 

Mehrwertsteuer. Der Ver-

zugszins wird im mehr-

wertsteuerlichen Sinn als 

Schadenersatz betrachtet 

und stellt kein Entgelt dar.  

Verzugszinsen können als 

Zinsertrag oder je nach-

dem als Zinsaufwand ver-

bucht werden. � 
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